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SÜDAFRIKA

Scharfe Kritik an
Kabinettsumbildung
Südafrikas Präsident Jacob
Zuma hat sein Kabinett radikal
umgebildet und ist dafür hef-
tig kritisiert worden – auch aus
den eigenen Reihen. Er besetzte
zehn Kabinettsposten neu und
entließ dabei den beliebten und
international angesehenen Fi-
nanzminister Pravin Gordhan.
Mit demPersonalwechsel soll-
ten Effizienz und Effektivität
verbessert werden, hieß es in
einerMitteilung des Präsiden-
ten. Die Opposition sowie sein
eigener Stellvertreter Cyril Ra-
maphosa übten scharfe Kritik
an der Entscheidung. (dpa)

FRANKREICH

Warnung vor
russischer Einmischung
DreiWochen vor der ersten
Runde der Präsidentenwahl in
Frankreich hat Außenminis-
ter Jean-Marc Ayrault vor einer
„Einmischung“ Russlands in
dasWahlgeschehen gewarnt.
„Es ist nicht an Russland, den
zukünftigen Präsidenten aus-
zuwählen“, sagte Ayrault beim
Verlassen des Treffens der Na-
to-Außenminister in Brüssel.
Der konservative Präsident-
schaftskandidat François Fillon
hatte zuvor gesagt, im Zusam-
menhangmit den Vorwür-
fen über eine russische Einmi-
schung sollten „Hirngespinste“
vermiedenwerden. (AFP)

ANTI-TERROR-KRIEG

Nato will Irak stärker
gegen IS unterstützen
Die Nato weitet ihren Einsatz
zur Unterstützung irakischer
Sicherheitskräfte aus. Die Au-
ßenminister der Bündnisstaa-
ten beschlossen, künftig auch
Sanitätssoldaten auszubilden.
Zudem sollen Nato-Experten
bei der Instandhaltung von ira-
kischen Panzern und anderen
Kampffahrzeugen helfen. „Das
ist gut für die Sicherheit des
Iraks und gut für die Sicherheit
der Nato“, kommentierte Nato-
Generalsekretär Jens Stolten-
berg. (dpa)

PAKISTAN

Mindestens 24 Tote
bei Anschlag auf Markt
Bei einemBombenanschlag
auf einen belebtenMarktplatz
imNordwesten Pakistans sind
mindestens 24Menschen ge-
tötet und 108 weitere verletzt
worden. Nach Behördenanga-
ben handelte es sich um eine
Autobombe, die direkt vor dem
Fraueneingang einer schii-
tischenMoschee explodier-
te. Zu dieser Uhrzeit versam-
melten sich gerade die ersten
Gläubigen zum rituellen Frei-
tagsgebet. Als Urheber der Tat
bezeichnete sich eine der ak-
tivsten und brutalsten Extre-
mistengruppe des Landes, die
sunnitische Gruppe Jamaat ul-
Ahrar. (dpa)

Herr Tibi, der türkische Staatspräsident
Erdogan beschimpft europäische Regie-
rungschefs als Nazis und schlägt ver-
bal um sich. Können Sie sein Verhalten
erklären?
Sein Vorgehen ist nicht verrückt, son-
dern kühl kalkuliert. Erdogan polari-
siert in einer strategischenMaßnahme
in einemGesamtkonzept. Ermöchte in
derWelt des IslamAnerkennunghaben
als jemand, der aufsteht undEuropadie
Stirn zeigt. Das ist die langfristige Per-
spektive – sie steht hinter seinem Ver-
halten. Auf kurze Sicht will er den Tür-
ken, die in Deutschland und anderen
europäischen Ländern leben, demons-
trieren, dass sie Türken sind und dass
die Europäer gegen den Islam sind. Ich
habe das Gefühl, dass er dieses Ziel be-
reits erreicht hat, deshalb verzichtet er
auf weitereWahlkampfauftritte.

Hätte die Bundesregierung von Anfang
an energischer intervenieren müssen?
MeinerMeinung nach tritt die Bundes-
regierung nicht entschieden auf. Viele
Menschen fragenmich: Ist die Bundes-
republik dennnicht stark genug, umge-
genüber der Türkei massiver aufzutre-
ten?DieRegierung indenNiederlanden
war da klarer. Das wurde bei denWah-
lenhonoriert unddieRechten schnitten
schlechter ab als befürchtet.

Erdogan droht den Europäern, sie sei-
en auf der Straße künftig nicht mehr si-
cher. Wie bewerten Sie das?
Das ist eine terroristische Drohung.
Wenn ich als Individuum so etwas sa-
gen würde, könnte man mich vor Ge-
richt stellen. Das überschreitet jede
Grenze.

Überrascht es Sie, dass der türkische
Geheimdienst in Deutschland türkische
Oppositionelle aushorcht, zudem deut-
sche Bundestagsabgeordnete?
Wer die Arbeit von Geheimdiensten
kennt, ist davon nicht überrascht. Die
Kemalisten in der Türkei haben das
auch getan, als sie an derMacht waren.
Neu ist aber das Ausmaß.

Viele Deutsche haben Erdogans Partei,
die AKP, lange für eine konservativ-is-
lamische Partei gehalten, für eine Art
türkische CDU. War das blauäugig? Oder

hat sich die AKP erst in jüngster Zeit ra-
dikalisiert?
Die AKP war von Anfang an eine isla-
mistische Partei. Alle ihre Vorgänger-
parteien sind vom türkischen Verfas-
sungsgericht verboten worden, mit der
Begründung, dass sie religiös sind. Die
bisherige türkischeVerfassung geht auf
Kemal Atatürk zurück und ist deshalb
radikal säkular. Sie verbietet jede religi-
öse Aktivität innerhalb der Politik. Ein
Staatsanwalt hatte ein Ermittlungs-
verfahren gegen die AKP eingeleitet,
weil Erdogan in seinen Reden religiöse
Formeln verwandte – obwohl die AKP
schonanderMachtwar.DerMann sitzt
heute imGefängnis.

Das heißt, im Gefängnis sitzen nicht nur
Gülen-Anhänger, wie Erdogan sagt, son-
dern vor allem Kemalisten, die Verfech-
ter der alten weltlichen Ordnung?
So ist es. 80 Prozent der Oppositionel-
len, die im Gefängnis sitzen, sind Ke-
malisten, nicht Gülen-Anhänger. Wer
in der alten Türkei Offizier oder Richter
werdenwollte,musste kemalistisch so-
zialisiert sein und strikt auf demBoden
der Verfassung stehen. Jede Berührung
mit dem Islamismus war ausgeschlos-
sen. Die AKP sieht ihren Gegner nicht
in der Gülen-Bewegung, die ja auch re-
ligiös ist, sondern in den Kemalisten.
Sie sind es, die in denGefängnissen sit-
zen. Es ist höchste Zeit, dass die europä-
ischen Politiker das begreifen.

Wie glaubwürdig ist Erdogans Drohung,
er könnte den Flüchtlingspakt aufkündi-
gen und zwei Millionen Flüchtlinge auf
den Weg nach Europa schicken, wenn
die Europäer ihm zu laut widerspre-
chen?
Diese Drohung ist eine leere Hülse. Die
Zahl der Flüchtlinge, die über die Tür-
kei kommen, ist zwar drastisch zurück-
gegangen – aber nicht wegen der tür-
kischen Politik, sondern weil Ungarn,
Mazedonien und andere Länder an der
Balkanroute die Grenzen geschlossen
haben.Das ist dieHauptursache für den
Rückgang der Flüchtlingszahlen.

Was passiert, wenn die Türken am 16.
April Nein zur neuen Verfassung sagen,
die Erdogan mehr Macht geben soll?
Das wird nicht der Fall sein, weil das

Ergebnis der Abstimmung ohnehin ge-
fälscht wird. Erdogan ist ein intelligen-
terMann, imDeutschenwürdeman ihn
ein Schlitzohr nennen.Dashilft ihmals
Politiker sehr. Er weiß genau, wenn er
dieses Referendumnicht besteht, dann
verliert er den Boden unter den Füßen.
SeineAutorität ist dannunwiderruflich
beschädigt. Deshalb wird er nicht zu-
lassen, dass er verliert. Ich gehe davon
aus, dass das Ergebnis in seinem Sinne
ausfallen wird. Aber ob es auf der Ba-
sis einer fairen Abstimmung zustande
käme, das werdenwir nie erfahren.

Und wenn Erdogan irgendwann doch
noch stolpern sollte?
Hinter dieser Entwicklung steht nicht
nur Erdogan. Man darf sie nicht perso-
nifizieren. Die AKP ist ein Riesenunter-
nehmen, eine riesige Institution.Wenn
Erdogan verschwindet, kommt ein an-
derer undmacht dasselbe.

Wo sehen Sie die Türkei in zehn Jahren?
Die Türkei ist verloren – für die libera-
len Muslime, für die Europäische Uni-
on, für die westliche Sicherheitspolitik.
Für uns liberaleMuslimewar dieTürkei
mit ihrer weltlichen Staatsordnung im-
mer einModell. Atatürk hat die Scharia
abgeschafft undaus einer vormodernen
Gesellschaft ein entwickeltes Land ge-
macht.Das alleswirdheute rückgängig
gemacht.

Trotzdem laufen die Verhandlungen zum
EU-Beitritt offiziell weiter. Wie passt das
zusammen?
Gar nicht. Ein Land, das sich so verhält,
kann nicht Mitglied der Europäischen
Unionwerden.DieTürkei erhält vonder
EU bis heute Geld zur Ausbildung von
Richtern, obwohl diese Richter längst
im Gefängnis sitzen. Es wäre Wahn-
sinn, ein solches Land in die EU zu las-
sen. Die Europäer wollen es leider im-
mer noch nicht wahrhaben.

Und was wird aus der Türkei als Nato-
Partner?
DieTürkeiwar traditionell einBollwerk
gegendenKommunismusunddieBrü-
cke des Westens zum Islam. Zur Ab-
wehr des Kommunismuswird sie nicht
mehr gebraucht und die Brückenfunk-
tion ist nicht mehr glaubwürdig. Wenn

Erdogan sagt, ein Europäer dürfe sich
künftig nicht mehr ohne Angst auf die
Straße trauen, dann hetzt er Muslime
gegen den Westen auf. Seine Politik ist
eineMobilmachung gegendenWesten.

Warum sind Türken, die in Deutschland
leben oder sogar geboren wurden, für
diese Propaganda so empfänglich? Sie
wachsen ja in einem freien Land auf.
Warum sind sie trotzdem mobilisierbar?
DieDeutschenhabenesnicht geschafft,
Fremden eine Identität, ein Gefühl der
Zugehörigkeit zu geben. Das ist in den
USA anders – ich weiß, wovon ich rede.
Viele junge Muslime in Deutschland
haben Identitätsprobleme. Sie sagen:
Wenn wir keine Deutschen sind, was
sindwir dann?Erdogan gibt ihnen eine
Identität, so wie übrigens auch der IS.
Manche gehen zum Psychotherapeu-
ten, andere zum IS.

FRAGEN: D IE TER LÖFFLER

„Die Türkei
ist für uns
verloren“
Islam-Kenner Bassam Tibi
über den Kurs der türkischen
Führung, Erdogans Strategie
und die Folgen für den Westen

„Erdogans Vorgehen ist
nicht verrückt, sondern kühl
kalkuliert“: Der Politikwis-

senschaftler Bassam Tibi in
Konstanz. BILD: OLIVER HANSER

Zur Person
➤ Bassam Tibi, 72, ist syrischer
Herkunft und zählt als Politikwissen-
schaftler zu den angesehensten Islam-
Kennern weltweit. Er kam 1962 nach
Deutschland, studierte in Frankfurt
bei Horkheimer und Adorno und lehrte
später als Professor in Göttingen sowie
in Harvard/USA. Darüber hinaus hatte
er zahlreiche Lehr- und Forschungsauf-
enthalte, unter anderem in Indonesien,
Kamerun und der Türkei. Einem brei-
ten Publikum bekannt wurde er durch
Buchveröffentlichungen und Medien-
auftritte. Tibi ist bekennender Moslem.
➤ Das Interview fand am Rande
zweier Vortragsveranstaltungen der
Volkshochschule Konstanz und des Au-
gustinums Überlingen statt.
➤ Lesetipp: Schon vor zehn Jahren
analysierte Tibi die Lage in der Türkei

und sah viele Entwick-
lungen voraus. „Mit dem
Kopftuch nach Euro-
pa? Die Türkei auf dem
Weg in die Europäische
Union“. Primus Verlag,
2007. 19,90 Euro.

Was hat Flynn zu erzählen?

Washington – Es ist eine Nachricht,
die wie eine Bombe einschlug: Trumps
gefeuerter Sicherheitsberater Micha-
el Flynn, der 2016 enge Kontakte zum
russischenUS-Botschafter Sergei Kisli-
ak unterhielt unddanndarüber dieUn-
wahrheit sagte, will einem Bericht des
„Wall Street Journal“ zufolge vor den
Untersuchungs-Gremien des Kongres-
ses und dem FBI auspacken – aber nur,
wenn ihm Immunität gewährt wird.
Nun rätselt ganz Washington: Was
weiß Flynn über die einigen Trump-

Mitarbeitern von den Demokraten un-
terstellten Verabredungen mit Moskau
zur Beeinflussung des Wahlausgangs?
Wie weit ist der 58-Jährige bereit, auch
Trump höchstpersönlich zu belasten?
US-Medien weisen darauf hin, dass
Flynn noch 2016 mit Blick auf Hillary
Clintons E-Mail-Skandal betont hatte:
Wer nach Straffreiheit frage, habe ver-
mutlich auch einVerbrechenbegangen.
Der explosive Brief der Anwälte

Flynns sei auch an das FBI gegangen,
berichtete die konservativ ausgerichte-
te Zeitung. Damit verfolgt der frühere
engeMitarbeiter des Präsidentenoffen-
sichtlichdieAbsicht, sich anallenFron-
ten vor einer Strafverfolgung zu schüt-
zen. Sein Schachzug kommt zu einem
Zeitpunkt, da vor allem der Untersu-
chungs-Ausschuss des Repräsentan-
tenhauses mit seinen Ermittlungen zu

möglichenAbsprachen vonTrump-Ver-
trauten mit Moskau auf der Stelle tritt.
Flynns Anwalt Robert Kelner versuch-
te nun, den Volksvertretern eine Straf-
freiheit mit den Worten schmackhaft
zu machen, sein Mandant habe „eine
Story zu erzählen“. Er wolle sie erzäh-
len, „wenn es die Umstände erlauben“.
Ob es brisante Aussagen sind, dazu
gibt es keine Klarheit. Der US-Präsi-
dent sprach jedenfalls gestern in einem
seiner Tweets davon, dass Flynn nach
Straffreiheit fragen sollte, da es sich um
eine „Hexenjagd der Medien und De-
mokraten“ handele. Ob Trump dabei
klar war, dass auch Negatives ans Licht
kommen kann?
Der frühere Sicherheitsberater des

Präsidenten war von seinem Chef
kurz nach Amtsantritt entlassen wor-
den, nachdem er Vize-Präsident Mike

Penceüber den Inhalt seinerGespräche
mit dem russischen Botschafter ange-
logen hatte. Interessant ist im Licht der
jüngsten Entwicklung auch, dass letzte
Woche das Magazin „National Enqui-
rer“Mike Flynnals „russischenSpion in
TrumpsMitte“ bezeichnet hatte. Die Il-
lustrierte zählt zwar nicht zudenglaub-
würdigsten Publikationen des Landes
und neigt zur Sensationslust, landet
aber gelegentlich auch später bestätig-
te Enthüllungs-Geschichten. Präsident
Trump und der Enquirer-Herausgeber
David Pecker vom „American Media“-
Konzern gelten seit Langem als gute
Freunde.Unddeshalb ist auchdenkbar,
dass das Magazin die Story über Flynn
auf Drängen Trumps veröffentlichte,
der einen Sündenbock für die vielfach
kolportiertenMoskau-Connections der
Trump-Brigade sucht.

VON FR I EDEMANN D IEDER I CHS

Der Ex-Sicherheitsberater will aus-
packen, wenn ihm Immunität zu-
gesagt wird. Das kann gefährlich
werden – auch für Donald Trump

Michael Flynn war kurz der Sicherheitsbera-
ter des Präsidenten. Was weiß er über Ver-
bindungen zu Russland? BILD: DPA
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